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Treuepfücht_
|  nichtnotwendig

„Die Zulassung zur
Rechtsanwaltschaft ist zu versagen, wenn
der Bewerbersich eines Verhaltens schul-
diggemacht hat, dasihn unwürdigerschei-
nen.läßt, den Beruf eines Rechtsanwaltes
auszuüben.“ So steht es in der Bundes-
rechtsanwaltsordnung (BRAO) unter $7
Punkt 5. Hans-Peter Drude aus Kiel war,
als er seine Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft vor fünf Jahren begehrte, Mitglied
des Kommunistischen Bundes West-
deutschland (KBW). Sein aktives Eintre-
ten für die als verfassungsfeindlich angese-
hene, aber nicht verbotene Partei genügte
zwardem Ehrengerichtshofder Rechtsan-
wälte in Schleswig-Holstein nicht für eine
Versagung der Zulassung, wohl aber dem -
von der Rechtsanwaltskammerangerufe- -
nen Bundesgerichtshof(BGH)in Karlsru-
he. \

JUNI/JULI 1983

Selbst bei einem straflosen Bekämpfen der
freiheitlich_ demokratischen Grundord-
nung sei Hans-Peter Drude nicht: als
Rechtsanwalt zuzulassen,urteilte der erste
Zivilsenat des BGH. Als Begründung
mußte der $7 Nr.5 BRAOherhalten. Der
Bewerbersei „unwürdig“, weiler „als Mit-
glied des KBWdie verfassungsfeindlichen
Ziele dieser Partei aktiv unterstütze“. Auf-
grund seiner politischen Einstellung, so
mutmaßten die Bundesrichter, sei Hans-
Peter Drude „jederzeit bereit“,.die „rechtli-
che undstaatliche Ordnungder Bundesre-
publik zu verletzen“. Für Rechtsanwälte

. habeeine ähnliche Treuepflicht wie dieder
staatlichen Bediensteten zu gelten.

(Fortsetzung auf Seite 2

Rückkehrzur Kaiserzeit
Der Streit ist so alt wie die

Reform: Seit die sozial-liberale Koalition
1970 den noch aus wilhelminischer Zeit
überlieferten Tatbestand des „schweren
Landfriedensbruchs“ aus dem Gesetzbuch
strich, sehen konservative Innenpolitiker
den „wehrhaften Staat” in Gefahr. Hatte
‘der alte Paragraphnnochjeden unterStrafe
gestellt, dersichaneiner vondgg Obrigkeit
als „gewalttätig* empfunde Zusam-
menrottung beteiligte - dem bewährten
Prinzip „mitgegangen, mitgehangen“ ge-
mäß -, so macht sich seit 1970 nur noch
strafbar, wem „Gewaltanwendung, An-
stiftung oder Beihilfe zur Gewaltanwen-
dung“ im Einzelfall nachgewiesen werden
kann. Der neue Tatbestand erwies sich 

“ zwar für die Hüter von Recht und Ord-
nung als praktikabel - man denke nur an
Grohnde 1977, als Ministerpräsident Al-
brecht den politischen Willen vorzeichnete
(die „Gewalttäter“ unnaächsichtig abzu-
strafen) und ein Weg alsbald gefunden
war: den Nachweisder Gewaltänwendung
konnten Polizeizeugen den Gerichten hin-
reichend häufig nahelegen.
Allein der kochenden Volksseeleund ihren
konservativen Interpreten war nicht Ge-
nüge getan, als im Zusammenhang mit.
militanten- Demonstrationen um AKW’s
und Häuserkampf der Ruf nach General-
prävention lauter wurde. Was lag näher,
als nach der Übernahme der Regierung

(Fortsetzung auf Seite 2   

  
Justifizierung
Verfassungsbeschwer-
de gegen Giftgas
Die auf Initiative des DGB Rheinland-
Pfalz eingelegte Verfassungsbeschwerde
gegen die vermutete Lagerung von Gift
in Fischbach(Pfalz) ist vom Bundesverfas-
sungsgericht (BVG) zur Entscheidungan- - -
genommen worden. .
In einer Verfassungsklage wird Bundesre-
gierung und Bundestagein Verstoß gegen
den Artikel zwei des Grundgesetzes, des
Rechts auf Leben unti körperliche Unver-
sehrtheit, vorgeworfen. (dpa)
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reuepflic"t

ortsetzung von Seite 1)

r staatsdienerlichen Ausgestaltung des
ivokatenstandes schob das Bundesver-
sungsgerichtjetzt. den verfassungsrecht-
hen Riegel vor. Derlei Maßstäbe, die für
: Treuepflicht der Beamtengelten, „sind
* Rechtsanwalte unanwendbar“. Eine
re Aussagedesersten Senats unter Vor-
- des Präsidenten des Bundesverfas-
ıgsgerichts, Ernst Benda, zur Stellung
* Rechtsanwälte. in der staatlichen Ord-
ng der Bundesrepublik. DerAnwaltübe
en Beruf aus, der „staatliche Kontrolle
d Bevormundung prinzipiell ‚aus-
ließt“. Auch die Einordnung des
chtsanwalts als „Organ der Rechtspfle-
‘, wie von der Rechtssprechungoft ge-
g gefordert, sei kein „Eingriffstatbe-
nd" für Fälle, „indenenderAnwaltdem
itbild nicht entspricht“.
m Bundesgerichtshof warfen die Ver-
sungsrichter vor, „im Wege der Ausle-
ng“ ‚gesetzgeberische Entscheidungen
ı unterlaufen“ und „das Grundrecht
er. das. vom Gesetzgeber. vorgesehene
smaß hinaus einzuschränken“. Ge-
int war damit das Grundrecht der Be-
sfreiheit: „Wegenseinerpolitischen Ein-
ung und Betätigung darf niemand
echter gestellt werden als andere Be-
‚ber zum Rechtsanwaltsberuf.
früheren Zeiten galt gerade die Freiheit
- politischen Betätigung als Bedingung
die Unabhängigkeit. des Anwaltstan-

;. Darauf berief sich der Senatjetzt in
ner Beschlußbegründung. Allein die
tgliedschaft in einer nichtverbotenen
rtei genüge nichtfüreineZulassungsver-
rung zum Rechtsanwaltsstand. Die Ent-
weidung der Bundesrichter sei deshalb
fassungswidrig.

len werden Demonstranten aufKleidungs-
stücke und Gegenstände untersucht, die
„auf unfriedliche Absichten schließen las-
sen“. Diese Gegenstände werden gegen
Garderobenmarken konfisziert und sollen
nach den Demonstrationen wieder abge-
holt werden können. \
Derweil hat zumindest das Land Baden-
Württemberg auf eine andere Art dener-

AKTUELLE STONER

warteten Demonstrationen zur Raketen-
stationierung abschreckend vorgebeugt:
Wer sich etwa an einer Blockade oder
einem sit-in beteiligt, soll hernach für. den
Polizei-Einsatz zur Kasse gebeten werden.
Solche Finanzierungs-Modelle sind an-
dernorts (wie bei der Räumungdes Anti-
Atom-Dorfes Grohnde 1977) schon ver-
sucht worden,jedoch. noch nie aufGrund-
lage eines Landesgesetzs.
 

 

aiserzeit...

‚rtsetzung von Seite 1)

ch CDU/CSU/FDPdenalten „Zu-
amenrottungs“-Tatbestand neu auf die
gesordnung zu setzen? Noch sträubte
h die FDP und erklärte die „Wahrung
: Liberalität“ in diesen Bereichen zum
ıhlkampfziel.Doch in den Koalitions-
:prächenzeigte sich rasch, daß Genscher
:Hemd im AuswärtigenAmt nähersitzt
der Rock des Demonstrationsrechts.
Bundesjustizministerium wurde ein

twurf zurechtgeschustert.
ch dem Engelhard-Entwurf sollte die
sammenrottungstrafbar sein, aber nur
„abgrenzbaren Teilmengen“ und nach
"heriger Auflösungs-Anordnung durch
Polizei. Ferner wurde die Einführung

es „Abwieglers“ geplant, der straffrei
ibensollte.
besüunderg die Gewerkschaft der Polizei
dP) und mit ihr die SPD mögen sich

ht mit-der Wiedereinführung desalten
ndfriedensbruchs abfinden. Die GdP
ht die Polizisten überfordert, weil sie
rch Bundesgesetz gezwüngen wären, im
‚eifelsfall ganze Menschenmengenfest-
vehmen. Die GdPplädiert dafür, Aufla-
ı zu.erteilen, deren Einhalten die Polizei
nn - nach dem „Opportunitätsprinzip“-
falls mit Zwang durchsetzen kann,
ht muß. Letzte Konsequenz des Oppor-
itätsprinzips: das im vergangenen
rbstvon der GdPaufihrem Kongreßin
ınberg verabschiedete „Garderoben-
rkenmodell“. Durch Vorab-Kontrol-

Blockade Großengstingen

Verurteilung bestätigt

Wenndermoralische Rigo-
rismus der Friedensbewegungauf die for-
malistische Justizder BRD trifft, gibtesin
der Regel Verständnisschwierigkeiten.
Für Richter durchaus „anerkennenswerte
Motive“ schützen nicht vor Strafe. Soauch
gestern in Tübingen: Erwartungsgemäß
bestätigte das Landgerichtimersten Beru-
fungsverfahren wegen der „Nötigung“, die
die 25-jährige Studentin Maria Braig mit
hunderten anderen zusammen Anfang
Augustletzten Jahres durch die Blockade
des Atomwaffenlagers in Großengstingen
begangen habe, das Urteil des Amtsge-:
richts Münsingen, eine geringe Geldstrafe.
Die Justiz habe nicht über Motive, son-
dern überTatenzu richten, meinte Richter
Schaal. Und bei den Taten beginnen die
Verständnisschwierigkeiten: Was für viele
eine gewaltfreie Aktion war, ist für das
Gericht eine „verwerfliche” Nötigung
durch „psychische Gewalt“ auf die Bun-
deswehr und die angeblich „freie Willens-
entscheidung“ der Soldaten, die mit Last-
wagen ins Lager wollten und von den
Blockierern daran gehindert werden soll-
ten. „Verwerflich“ deshalb, weil die Behin-
derung in keinem zu rechtfertigenden Ver-

‚ hältnis zum Ziel der Aktion, immerhin
„die tägliche Einübung des Massenmordes
zu verhindern“, wieMariaBraigformulier-
te, stehe.

Mit der Reduzierung einer komplizierten
Aktion auf eine in Paragraphen faßbare
Tat sieht das Gericht seine Aufgabe er-
schöpft. Maria Braig dagegen sagte ihren
Richtern: „Ich will Ihnen allen unterstel-
len, daß Sie den Frieden wollen, aber was
Sie mit einer. Verurteilung machen,ist die
praktische Vorbereitung des Kriegs. Wie
Krieg die Fortsetzung der Politik nach
außen ist, so ist Polizei und Justiz auch
Fortsetzung von Politik - der Krieg nach
innen. Wenn die Argumente ausgehen,
müssen Polizei'und Justiz herhalten.“
Sie verwies auf die alltägliche Gewalt, die
jeden von uns unzählige Male „nötige,
ohne zu Strafverfahren zu führen. Sie ver-
glich die Bedrohung durchden Atomkrieg
miteinem „Felsen, der gegen michrrollt.Ist
es Gewalt, wenn ich mich gegenihn stem-
me?“ .
Der Sinn ‚der. Großengstingen-Blockade
sei nicht nur BehinderungderBundeswehr
und öffentliche Signalwirkung gewesen,
sondern auch eine „Einübung der sozialen
Verteidigung“ als Alternative zu Waffen.

. Sieversprach schon vorderUrteilsverkün-
dung, „unbelehrbar“zu bleiben: „Wir wol-
len zeigen, daß wir einen neuen Krieg nicht
zulassen. Es ist unsere Pflicht, gegen Un-
recht Widerstand zu leisten. Unter dem
Vorwand der Demokratie wird uns jede
Möglichkeit wirksamer Kritikgenommen.

 

Bundesverfassungsrichter Simon aufdem Kirchentag

„Massenvernichtungsmittel un-
abstimmbar machen”

Seine „Hoffnung auf
einen Prozeß, der die Achtung der
Massenvernichtungsmittel durchsetzt
und unabstimmbar macht wie die
Sklaverei“, bekundete Verfassungs-
richter Simon am Freitagnachmittag
gegenüber etwa 8.000.Kirchentagsbe-
suchern. Simon zweifelte daran, daß
bei Entscheidungen, „die 1ödliche
Folgenfürjedermann haben können“,
das einfache Mehrheitsprinzip der
politischen Entscheidungsträger noch
ausreiche. „Aus dieser gewissen
Verlegenheit heraus“ sei er auch für

>

eine „konsultative Volksbefragung“ zur
bevorstehenden Raketenstationierung
eingetreten.
Der Richter warnte allerdings auch „vor
dem Irrtum“, zu den rechtlichen Möglich-
keiten der Friedensbewegung zähle auch
die Berufung auf das Widerstandsrecht. Er
beobachte „mit Hochachtung, wie Ge-
waltfreiheit trainiert und Ängste verarbei-
tet werden“, diese Vertreter des bürgerli-
chen Ungehorsams hätten durchausseine
Sympathie, aber „einen Rechtsschutz ge-
genüber der Verletzung verfassungskon-
former Gesetze gibt es nicht.”



14-JÄHRIGER ERHÄNGTE
SICH IN ZELLE
HANNOVER, In der Justiz-

vollzugsanstalt Vechta hat sich ein
14jähriger Junge in seiner Einzelzelle
erhängt.

Wie der zuständige Abteilungsleiter
des Ministeriums auf Anfrage
mitteilte, handelt es sich um den sech-

sten Freitod in niedersächsischen Voll-
zugsanstalten in diesem Jahr. Im Jahre
1982 hatten elf Häftlinge Selbstmord be-
gangen, darunter fünf Jugendliche, von
denen zwei ebenfalls in Untersuchungs-
haft saßen.

Prozeß Segen vier Düsseldorfer Polizeibeamte
DÜSSELDORF, Drei Wochen

lang sollen Polizeibeamte der Düssel-
.‚dorfer Altstadtwache versucht haben,
den. Stadtstreichern inihrem Revier auf
brutale Weise das Leben so unange-
nehm wie möglich zu machen. 14 nicht-
seßhafte Männer sollen in der Zeit vom
12. September bis 3. Oktober 1982 von
ihnen immer wieder aufgegriffen, auf
die Wache transportiert und dort stun-
denlang grausam gequält und gedemü-
tigt worden sein. Wegen Körperverlet-
zung im Amt in Tateinheit mit Nötigung
müssen sich seit Dienstag vier Polizei-
beamte vor der 14. Strafkammer des
Landgerichts verantworten.
Den vier derzeit vom Dienst suspen-

dierien Beamten im Alter zwischen 25

und 32 Jahren wird vorgeworfen, ge-
'meinschaftlich handelnd, aber. auch in
wechselnder Beteiligung, Nichtseßhafte
in. die zwei gekachelten, fensterlosen
und lediglich mit einer Holzpritsthe

versehenen Gewahrsamszellen gezerrt
und. dort brutal mißhandelt zu haben.
Dabei sollen sie ihre zum Teil alten,
zum Teil körperlich behinderten Opfer
mit Gummiknüppeln aufs Gesäß ge-
schlagen, in die Genitalien getreten und
ins Gesicht geohrfeigt haben. Im Beisein
von jungen Kollegen einer Einsatzhun- '
dertschaft. sollen sie Stadtstreicher ge-
zwungen haben, den eigenen: Urin von
Ger Bank der toilettenlosen Zelle zu
kinken oder Blut vom Boden aufzulek-
en.

KAMERAÜBERWACHUNG BEISTREIKS
BONN, Eine Anleitung für

neue Formen von Überwachungsmaß-
nahmen gegenüber Streikenden im
öffentlichen Dienst hat die Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeberverbände
jetzt für die ihr angehörenden Städte

und Gemeinden ausgearbeitet.

Die kommunalen Arbeitgeberver-
bände raten den Gemeinden in ihrer
Muster-Empfehlung, vor: Beginn des
Streiks einen Beauftragten für die Er-

STATIONIERUNG UND GG

Verfassungsrechtliche Beden-
ken gegendie „Nachrüstung“ machten 450
in Bonn versammelte Richter und Staats-
anwälte geltend. Am Samstag verabschie-
deten die Richter bei nur vier Gegenstim-
men eine Petition an. die Mitglieder des
Bundestages. Die Richter beanstandeten,
daß die Stationierungvon Massenvernich-
tungswaffen, über deren Einsatzallein der
Präsidentder. Vereinigen Staaten entschei-
det, gegen die Souveränität der BRD ver-
stoße. Der Aufbaueinergrundgesetzwidri-
gen Militärgerichtsbarkeit geheseit Jahren
vor sıch. .
Professor Wolfgang Daeubler von der Uni
Bremen sah in der Stationierung einen
Verstoß gegen das Prinzip der Volkssou-
veränität (Art. 20 Gründgesetz). Weder 

- GG. Gewaltfreier Widerstand gegen die

stellung der „Dokumentation“zu benen-
nen und Filmkameras oder: Fotoappa-
rate bereitzustellen. Während des
Streiks sollen die. Mitglieder der Streik-

leitung „vorsorglich namentlich erfaßt
werden“. Die Arbeitgeberverbände er-

warten von den Gemeinden ferner die
Aufzeichnung aller Einzelheiten‘ und
Streikvorfälle in zeitlicher. Reihenfolge,
„zum Beispiel Streikausschreitungen,
Sachbeschädigungen und Belästigungen
von Besuchern“.

entscheide das Parlament direkt über die
Stationierung, noch seien die Stationie-
rungsorte Volk und Parlament bekanntge-
geben worden.
Die Art der „Nachrüstung“ mit potentiel-
len Erstschlagswaffen sei außerdem ein
Verstoß gegen das Friedensprinzip des

Nachrüstung sei daher Grundrechts-
schutz, wıe dıes das GG im Widerstands-
recht vorsehe. \
Der Richter am Amtsgericht Hildesheim ,
Ulrich Vultejus,stellte fest, daß es seit 1962
praktisch eine geheime Militärgerichtsbar-
keit gebe. Sie sei nach Art. 96 GG in
Friedenszeiten verboten. Trotzdemexistie-
ren detaillierte Pläne für den „Ernstfall“:
- Verschärfung des Wehrstrafrechts
- Verschärfung der Prozeßordnung  - Abbau von Verteidigerrechten.

Gericht: Stationierung

geht auch Gemeinden an
. Wenn Pla-

nungen für die Stationierung atomarer,
biologischer oder chemischer Waffen die
Selbstverwaltungsrechte einer Ge-
meinde berühren, dann darf sich nach
‘einer Entscheidung des Oberverwal-
tungsgerichts Lüneburg die Gemeinde-
vertretung mit diesen militärischen
Vorhaben befassen. .
Die Verwaltungsrichter lehnten zwar in
zweiter wie zuvor schon in erster In-
stanz die beantragte. einstweilige An-
ordnung ab, weil die Sache nicht dring-
lich sei. Zugleich bestätigte das Ober-
verwaltungsgericht jedoch grundsätz-
lich die Meinung der Antragsteller, daß
eine Gemeindevertretung die Stationie-
rung von ABC-Waffen auf dem Ge-
meindegebiet nichtsprachlos hinnehmen
müsse, weil insbesondere nach dem
Landbeschaffungsgesetz und dem
Schutzbereichsgesetz Selbstverwal-
tungsrechte der Gemeinde berührt
seien.

EXAMENSHAUSARBEIT
AUF BESTELLUNG

in Anruf genügte, und unsichere
Referendare waren ihrer Prüfungs-

sorgen für das zweite juristische
Staatsexamen möglicherweise entle-
digt. „Aus reiner Hilfsbereitschaft“, so
das bisherige Ermittlungsergebnis,
haben Jurastudenten seit vielen Jah-
ren gezielt eine „Schummel-Kartei“
der Hausarbeitsthemen erstellt, In die-
ser Liste waren sorgfältig Namen,
Adressen und Telefonnummern -von
erfolgreichen Absolventen aufgeführt.
Bei ihnen brauchten -die Kandidaten
für die zweite Staatsprüfung nur an-
zurufen, umSchützenhilfe bei der-Ab-
fassung ihrer eigenen Hausarbeit zu

erhalten.
Seitdem das Düsseldorfer Landesju-

“stizprüfungsamt eine. der Mogelkar-
teien mit mehreren hundert Hausar-
beitsthemen und etwa. 3000 bis 4000
Namen und Telefonnummern: sicher-
stellen konnte und seitdem durchfor-
stet, können zahlreiche Examens-
kandidaten, aber auch Juristen in Amt
und Würden nicht mehr ruhig schla-
fen. Das Justizprüfungsamt will hart
durchgreifen und. von den möglichen
Sanktionen — eine Arbeit mit ungenü-
gend zu bewerten oder sie wiederholen
zu lassen.oder dem Schummeljuristen
sogar das gesamte zweite Staatsexa-
men abzuerkennen — Gebrauch
machen.  Offensichtliche Kungeleien
haben bereits zu Konsequenzen ge-
führt, ohne daß es Proteste derBetrof-
fenen gegeben hätte.

Demonstranten sollen für Sachbeschädigungen aufkommen
Mit der Erhebung von Schadensersatzkla-
gen gegen Demonstranten knüpfen die Fi-
nanzminister einiger Bundesländer aneine
alte, aus der APO-Zeit stammende Recht-

. sprechung des Bundesgerichtshofes
(BGH) an, die es ermöglicht, nicht nur
solche Leute zur Haftung für Demo-Schä-
den heranzuziehen, die selbst Hand ange-
legt haben (und die die Polizei in der Regel
nicht erwischt hat), sondern gerade jene,
denen manlediglich eine Beteiligung (und
sei es auch nur „psychisch“ durch anfeu-

ernde Rufe) an militanten Demonstratio-
nen nachweisen kann.
Grundlage für die Rechtsprechungistder$
830 BGB. Er besagt, daß jeder einzelne für
den gesamten Schaden haftet, den er ge-
meinschaftlich mit anderen handelnd ver-
ursacht hat, sei es als Anstifter, Gehilfe
oder Mittäter. Konkretisiert auf Demon-
strationen nannte der BGH vier Kriterien,
wann ein Demonstrant, der selbst nichts
beschädigt hat, zur Leistung von Schadens-
ersatz herangezogen werden kann:

3

l. Demonstranten sind sich über. ein kon-
kretes Angriffsziel einig (z.B. Bauplatzbe-

setzung, Durchbrecheneiner Polizeisper-
re, Einwerfen von Scheiben) -
2. der in Anspruch genommene Demon-
strant nahm in Kenntnis des Zieles an der
Aktion teil
3. billigte dieses Ziel und
4. trüg auf physische oder psychische Wei-
se zur Verwirklichungdieses Zieles bei.

Forts. S.4



 

Landfriedensbruch 2
Heftige Diskussionen hat die von der neuen Bundesregierung geplante Verschär-
fung des Paragraphen .125 Strafgesetzbuch {Landfriedensbruch) ausgelöst. Nach-
folgend veröffentlichen wir deshalb die bis 1970 geltende alte Fassung des Para-
graphen, die von der sozial-liberaien Koalition. durchgesetzte noch gültige Neu-
fassung sowie.den jetzt von Bundesjustizminister Hans A. Engelhard (FDP) vorge-
legten Entwurf und den Gegenvorschlag des Bundesinnenministers Friedrich
Zimmermann (CSU) im Wortlaut.

$ 125 StGB in der heutigen, noch gültigen Fassung:
5 !Wer sich an

1. Gewalttätigkeiten gegen Menschen oder Sachen oder \

2. Bedrohungen von Menschen mit einer Gewalttätigkeit,

die aus einer Menschenmengein einer die öffentliche Sicherheit gefähr-
denden Weise mit vereinten Kräften begangen werden, als Täter oder
Teilnehmer beteiligt oder wer auf die Menschenmenge einwirkt, um
ihre Bereitschaft zu solchen Handlungen zu fördern, wird mit Freiheits-
ıtrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht
in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedrohtist.

N Soweit die in Absatz 1 Nr.1, 2 bezeichneten Handlungen in $ 113 mit
Strafe bedrohtsind, gilt $ 113 Abs. 3, 4 sinngemäß.

$125 StGB in der alten, im Kern aus dem vergangenen

Jahrhundert stammende Fassung lautete:
(1) Wenn sich eine Menschenmenge

öffentlich zusammenrottet und mit
vereinten Kräften gegen. Personen

oder Sachen Gewalttätigkeiten be-
geht, so wird jeder, welcher an dieser
Zusammenrottung teilnimmt, wegen
Landfriedensbruchs mit Gefängnis
nicht unter drei Monaten bestraft.

(2) Die Rädelsführer sowie dieje-

nigen, welche Gewalttätigkeiten ge-
gen Personen begangen oder Sachen
geplündert, vernichtet oder zerstört
haben, werden mit Zuchthaus bis zu
zehn Jahren bestraft; auch kann auf
Zulässigkeit von Polizeiaufsicht er-

- kannt werden. Sind mildernde Um-
stände vorhanden, so tritt Gefäng-
nisstrafe nicht unter sechs Monaten
ein.

Die verschärfte Fassung des FDP-Justizministers
ingelhard lautet: .

1. Paragraph 125 wird wie folgt ge-
ändert:

a) Nach Absatz 1 werden folgende
Absätze 2 bis 4 eingefügt:
„2) Werden Gewalttätigkeiten

‚der Bedrohungen im Sinne des Ab-
‚atzes 1 begangen und fordert ein
Träger von Hoheitsbefugnissen

1. die Menschenmenge oder
2. bestimmten räumlich abgrenz-

yaren Teil der Menschenmenge, aus
lem diese Handlungen begangen.
werden, auf, auseinanderzugehen,so
vird derjenige, der sich nicht aus der
ufgeforderten Menschenmenge ent-
ernt oder sich den der Aufforderung
uwiderhandelnden anschließt, mit

Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Absatz 2 gilt nicht für Perso-
nen, die

1. dienstliche oder berufliche
: Pflichten ausüben, es sei denn, daß
sie zur Tat anstiften, Hilfe leisten
oder auffordern, oder

2. auf die. Menschenmenge oder
einzelne Personen einwirken, um sie
davon abzuhalten, Gewalttätigkeiten
oder Bedrohungen im Sinne des Ab-
satzes 1 zu begehen.

(4) Ist in den Fällen des Absatzes 2
_ die Schuld des Täters gering, so kann
das Gericht von Strafe absehen.“

der noch schärfere Vorschlag von CSU-Innenminister
Zimmermann:

(1) Wer

1. sich an Gewalttätigkeiten gegen
Ienschen oder Sachen oder an Be-
sohungen von Menschen mit einer
vewalttätigkeit, die aus einer Men-
shenmenge in einer die öffentliche
icherheit gefährdenden Weise mit
'ereinten Kräften begangen werden,
is Täter oder Teilnehmer beteiligt
der

2. auf die Menschenmenge ein-
virkt, um ihre Bereitschaft zu sol-
hen Handlungen zu fördern,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei
ahren oder mit Geldstrafe bestraft,
renn die Tat nicht in anderen Vor-
chriften mit schwererer. Strafe be-
roht ist. \

(2) Wer sich einer Menschen-
enge, aus der die in Absatz 1Nr.1
ezeichneten Handlungen begangen
‚erden, anschließt oder sich nicht

aus ihr entfernt, nachdem ein dazu
berechtigter Träger von Hoheitsbe-
fugnissen die Menschenmenge . zum
Auseinandergehen aufgefordert hat,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(8) Absatz 2 ist nicht anzuwenden
auf Personen, die sich ausschließlich
in Ausübung dienstlicher oder beruf-
licher Pflichten in der Menschen-
menge aufhalten.

(4) Das Gericht kann
1. bei Betsiligten, deren Schuld ge-

ring ist, die Strafe nach seinem Er-
messen (Paragraph 49 Abs.2) mil-
dern und

2. im Falle des Absatzes 2 von
Strafen absehen, wenn der Täter auf
die Menschenmenge oder einzelne
Beteiligte _ nachweislich eingewirkt -
hat, um sie davon abzuhalten, Hand-
lungen im Sinne des Absatzesl. zu
begehen.

A.

Forts, von 8.3

Aus dem Vorgehen des Berliner Senats
läßt sich erkennen, daß er sich über solche
Kriterien hinwegsetzen und neue Maßstä-
be setzen lassen will. Obwohl es in denjetzt
anstehenden Fällen häufigbereitsam Vor-
handensein einer gemeinsameZiele verfol-
genden Demonstration fehlt, scheut sich
der Senat nicht, Schäden irgendwelcher
unbekannter Straßenkämpfer nach Belie-
ben anderen zuzurechnen, wenn sie sich
z.B. aus spontaner Wutihrer grundlosen
Festnahme entziehen wollten, und damit
beispielsweise des Widerstandesmit Kör-
perverletzung beschuldigt werden. Diean-
schließende Verurteilung soll nach dem
Willen des Senats Grund genug sein, für
die von anderen angerichteten Sachschä-
den zu haften. Von den jetzt verklagten
Leuten ist kaum einer wegen Sachbeschä-
digungverurteilt worden.
Ob sich zwischen dem Auftreten der in
Anspruch genommenen Demonstranten
und dem Schadensereignis überhauptein
zeitlicher. und örtlicher Zusammenhang
herstellen läßt,ist den Senatsjuristen offen-
sichtlich egal. Sie verfolgen das Prinzip:
Wer wegenirgendeinerStraftat beiDemos
verurteilt wordenist, der soll auchzahlen.
Dem Senat geht es um eine „erzieherische
Wirkung“, wiees der Sprecher des Finanz-
senators mit dankenswerter Offenheit auf
den Punkt brachte. Auf das eingeklagte
Geld kommt es ihm nicht an: Von der
gesamten Schadenssumme,die der Senat
bis jetzt erstattet hat (rd. 6 Mio. DM), wird
lediglich ein kleiner Teil, aufgeteiltin „sym-
bolische“ Teilbeträge, von Demonstran-
ten zurückgefordert. Nicht nur durch die

. Drohung mit Knüppeln, vorbeugenden
. Festnahmen, Knast und anderen „rechts-
staatlichen Mitteln“, sondern auch durch |
die Möglichkeit des finanziellen Ruinssoll
uns die Lust am Demonstrieren genom-
men werden. Es liegt an uns, ob diese
Rechnungaufgeht. 

„Rückkehr zur Kaiserzeit“

HANNOVER, 20. Juni (dpa). Heftige
Kritik an der Bundesregierung wegen
der geplanten Änderung des Demon-
strations-Strafrechtes hat am Wochen-
ende der Republikanische Anwaltsver-
ein in Hannover geübt. Nach seiner
Meinung zeigen die Bonner Koalitions-
partner eine „ungenierte Bereitschaft“,
vom demokratischen Demonstrations-
Strafrecht zum undemokratischen der
Kaiserzeit zurückzukehren. In einer
Pressemitteilung erklärt der. Anwalts-
verein, Bundesinnenminister Friedrich
Zimmermann habe die Absicht, „Justiz-
skandale wie die gesetzeswidrige Nürn-
berger Massenhaft der 140 zu legalisie-
ren“. Der Gesetzentwurf von Bundes-
justizminister Hans Engelhard unter-
scheide sich davon nur in einer schein-
liberalen Nuance, um den Bruch: des
FDP-Wahlversprechens zu verdecken,
am Demonstrationsrecht nicht zu rüt-
teln. Die Bundesregierung wolle den
Unterschied zwischen gewaltsamen und
gewaltfreien . Bürgerveranstaltungen
verwischen, gehe auf Konfliktkurs zum
kritischen mündigen Bürger und ver-
lasse den Boden des Grundgesetzes, er-
klärt der Anwaltsverein.



 

Asylrechtin der BRD
Ein Grundrecht wird abgebaut

Frankfurt, am 1. Mai 1982: Durch die Kundge-
bung des DGB, mitten durch 10.000 Menschen,

am Fußder Rednertribüne vorbei, ziehen "Fuß-
ballfans” mit Hitlergruß und Sieg Heil und
Schiagwerkzeug. Türkische Gewerkschafter
werden angegriffen und verletzt. Die Polizei
hat den Zug unangefochten am Römer auf-
und durchmarschieren lassen, dann zog sie wie
ein Begleitschutz hinterher. Die Szene schien
symptomatisch für das Verhältnis der Staats-
macht zur Ausländerfeindlichkeit: Ihre Wir-
kung tun lassen — sie dann beschwören.Hier-

- zu einige Tatsachen aus dem Bereich der Asyl-
politik, der Praxis der Verwaltungs- und Justiz-
behörden im Umgang mit politischen Flücht-
lingen. Einige parteiische. aber nich pauscha-
lierende Bemerkungen. Unsystematisch, weil
aus meiner Praxis erfahren, aber eben gerade
darum Tatsachen. Man muß sie auseinander-

‚halten. Die über 4 Mio. Ausländer, deren be-
‚fstätiger Kern zurÄrbeitangeworbenist. Und

die Viertelmillion Ausländer, die um Zuflucht
geworben hat. Eine Zeitlang, 198C. 1981, muß-
te es dem Zeitungsleser so erscheinen,als sei
es umgekehrt: Viereinhalb Millionen Flücht-
linge, und ein paar Gastarbeiter,die es zu inte-
grieren galt. Denn von Flut und Schwemme
war die Rede. Stellen wir also richtig: 1953 bis
zum 31. Dezember 1981: 79.000 sind als po-
litische Flüchtlinge nach Art. 16 Grundgesetz
als asylberechtigt anerkannt worden. In über
28 Jahren. Von diesen 79.000 lebten (am 30.9.
1981) noch knapp 39.000 in der Bundesrepu-
blik und Westberlin. Die anderen sind zurück-
gekehrt, weitergewandert, gestorben, abhan-
dengekommen. Dazu kommen bis heute 28.000
sogenannte Kontingentflüchtlinge. Flücht-
linge, die en gros übernommensind, ohne daß
ihr Fluchtgrund geprüft wäre. Sie haben auch
die Rechtsstellung von Asylberechtigten. Da-
zu kommen gegenwärtig, vom Bundesinnen-
minister jüngst geschätzt, 200.000 Asylbewer-
ber.

; ist richtig, eine beträchtliche Zahl von Aus-
ıändern hat es gegeben, die den Art. 16 als
Schlupfloch durch den Anwerbestopp nutzte,
um hier zu arbeiten. Wer dies verschweigt, scha-
det der Diskussion um die Garantie des poli-
tischen Asyls. Wie es zu erklären, zu beurtei-
len ist, ist eine ganz andere Sache — und hier
nicht zu untersuchen. Baum hat gesagt: Lieber
hundert Wirtschaftsflüchtlinge reinlassen, als
einen politisch Verfolgten zurückweisen. Viel-
leicht hat er nur vom Verhältnis 10zu 1 gespro-
chen. Ein echt liberaler Spruchist es in jedem
Fall. Untersuchen wir, was diesen Sprüchen
folgt. Dregger hat gesagt: "Unsere Aufnahme-
fähigkeit ist nicht unbegrenzt. Wir müssen da-
her unterscheiden: Politisch Verfolgten wol-
len undmüssenwir Asylgewähren. Dieses groß-
artige Grundrecht unserer freiheitlichen De-
mokratie darf nicht durch Mißbrauchin Verruf
geraten und anschließend in Frage gestellt wer-
den.” Untersuchen wir, wie esmitdiesemn "Miß-
brauch”steht.

Zuerst die Sache mit dem Visumzwang (im
März 1980 gegen Afghanistan. Äthiopien. Sri
Lanka eingeführt; im Juli 1980 gegen Indien,
Bangla Desh und die Türkei; für letztere in

Kraft seit Oktober 1980). Undjetzt die Frage:
Kommen aus Äthiopien (d.h. vor allem Eri-
trea, Tigray, Oromoland) nicht etwa politische
‚Flüchtlinge? Bis auf wenige Ausnahmen an-
erk::nnt das Bundesamt in Zimdorf sie alle.
Nu:eine zeitlang wurden die, die über den Su-
dan flüchteten, abgelehnt, weil sie dort Schutz
vor Verfolgung gefunden hätten. Dannist fest-

gestellt worden. Jaß das nicht stimmt. Tatsäch-
lich gibt es im Sudan weder dauerhaften Schutz
vor äthiopischer Vrfolgung noch Schutz gegen

Hunger und Pest in den Lagern. Jetzt also
werdensie anerkanntals politische Flüchtlinge:
Diejenigen, die es trotz Visumzwangschaffen.
Oder diese Frage: Seit wann kommenaus Af-
ghanistan Asylmißbraucher, ""Schnorrer”, wie
Strauß sie nennt? Bei den politischen Flücht-
lingen aus Afghanistan ist das anders gewesen
als bei den Äthiopiern. Zuerst hat das Bundes-
amt sie großzügig anerkannt. Wer wollte be-
streiten, daß die Flucht vor den Satrapen Mos-
kaus politische Fluchtist? Aber dann, nach der

Invasion der sowjetischen Divisionen Weih-
nachten 1979, wurden es zu viele. Während
1981 die Zahi dı r Flüchtlinge allgemein infoige
des Visumzwangs erheblich sank, flüchteten
Afghanen beharrlich in die Bundesrepublik
Deutschland.
In Zahlen und am Beispiel des Frankfurter
Flughafens: Von Januar bis Juni 1981 stellten
beim BGS 1.535 Flüchtlinge Asylantrag, hier-
vorn waren 1.467 Afghanen,die restlichen 68
verteilten sich auf andere Länder. Fazit: "Das.
macht den Ausschluß afghanischer Staatsange-
höriger vom Zwischenlandungsprivileg erfor-
derlich.” — So die Bundesratsdrucksache 371/
81 vom 4.9.1981. Weil es gegen die afghani-

schen Flüchtlinge Visumzwang gab, flüchteten
diese als Transitreisende nach Westdeutsch-
land: Dagegen wurde der Verordnungsentwurf
zur Einführung einer Transitvisumpflicht ge-
schaffen. Das sind die außenpolitischen Maß-
nahmen zum Schutz des Grundrechtes auf
Asyl.

Die iranischen Flüchtlinge, die Khomeinis
blutgeiferndem Religionswahn entkommen
sind, können von diesen außenpolitischen MaB-
nahmenein Lied singen. Zwei Fluchtmöglich-
keiten gibt es: Die eine über die iranisch-paki-
stanische Grenze, über weiche Schmuggler
gegen ein Kopfgeld von derzeit 15.000 bis
25.000 DMhelfen. Dann begeben sich die
Flüchtlinge zum Deutschen Generalkonsulat
in Karatchi, wo ihnen der Konsul ihre poli-
tische Identität vor Augen hält: Die linken
Khomeini-Gegner — die Volksmoudjahedin.
die Angehörigen des Rates der Vereinigten
Linken und andere — erhalten. kein Visum.
Bei den Kaisertreuen ist das anders. Genauso
verfährt das Generalkonsulat Istanbul, wo die-
jenigen ein Visum beantragen. die über die
persisch-türkische Grenze flüchten konnten.

Was geschieht nun mit den politischen Flücht-
lingen aus Afghanistan, die es trotzdem in die
freiheitliche Demokratie mit dem verfassungs-
rechtlich verbürgten Grundrecht auf Asyl ge-
schafft haben? Dasie fast durchweg über Pa-
kistan gekommen sind, geschieht folgendes
mit ihnen: Gleichgültig, wie lange sie dort blie-

rn

ben. registriert oder nicht registriert, gleich-
gültig, welches legitime Fluchtziel sie yon An-
fang an hatten: Im Bundesamt wird hektogra-
phiert: "Geschützt vor Abschiebung ins Ver-
folgerland ist somit jeder afghanische Flücht-

ling, sobald er seinen Fuß (!) auf pakistani-
sches Hoheitsgebiet gesetzt hat. Bedingt durch
diese objektiven Kriterien war die Flucht als
beendet anzusehen” (Ablehnungsbescheid
vom 26.1.1982).
Stellen wir lakonisch fest: Entwederes handelt
sich um beinamputierte Flüchtlinge oderes ge-
nügt, daß ein Fuß in Pakistan ist, dann ist es
amputierte Rechtsprechung. Politisch bleibt
dieses Individuum, aber Flüchting ist.es nicht
mehr. Diese politischen Flächtlinge figurieren
in der Statistik des Innenministeriums als ab-
gelehnte Fiüchtlinge und somit als ""Wirt-
schaftsflüchtlinge”. Esistübrigensnichtschwer,

die Zahl der abgelehnten Flüchtlinge bei ca.
90% konstant zu halten. Beispiel Türkei: Die
Türkei ist Anwerbeland (gewesen). Die Tür-
ken sind also vom Anwerbestopp betroffen.
Dann das Auswärtige Amt am 30.9.1981:
"Dem Auswärtigen Amt ist bekannt, daß in
Publikationen außerhalb der Türkei behaup-
tet wordenist, daß Folterungen in der Türkei
an der Tagesordnung seien. Das Auswärtige

Amt hat keine Hinweise auf die Richtigkeit
dieser Behauptungen.” Ferner ist. die Türkei
NATO-Bündnispartner: “Die Parteien dieses
Vertrags... sind entschlossen, die Freiheit, das
gemeinsame Erbe und die Zivilisation ihrer
Völker, die auf den Grundsätzen der Demo-
kratie, der Freiheit der Person, der Herrschaft
des Rechts beruhen, zu gewährleisten ...” So
heißt es im Nordatlantikvertrag vom 4.4.1948.
und deshalb ist das Auswärtige Amtentschlos-
sen, politische Verfolgung und Folter in der
Türkei zu ignorieren. \
Auch wenn es um Kurden geht: Auswärtiges
Amt vom 8. Juli 1981: "Es gibt in der Türkei
keine gezielte staatliche Verfolgung der Kur-
den. Der Staat läßt auch nicht zu, daß Kurden
von Dritten verfolgt werden ...”

Soweit also das ‚gemischt türkisch-deutsche
Regierungs-Bulletin, weiches in einer Asyi-
sache an das Verwaltungsgericht Oldenburg
geschickt worden war. Man kann natürlich nicht
ernsthaft bestreiten. daß Kurdenverfolgung
gerade seit dem Putsch der Juntateilweise Züge
von Genocid hat. Vergleiche hierzu etwa den
Bericht des geflüchteten Rechtsanwaltes Kaya.
Frankfurter Rundschau vom 28.4.1982: "Es
laufe auf die physische Vernichtung vor allem
der kurdischen Oppositionellen hinaus”. Aber
die. Stellungnahmen des Auswärtigen Amtes
sind die Bibel des Bundesamtes auch in Jder
Türkenspruchspraxis. Ein bißchen Häresie
freilich gibt es auch im Bundesamt. (Wofür
hieße es sonst Bundesamtfür die Anerkennung

ausländischer Flüchtlinge?). In Zahlen: 1979
zum Beispiel — es gab einige tausend Türken-
Ablehnungen — sind doch 130 anerkannt wor-
den: das war aber nicht von Bestand.In allen
130 Fällen hat die Bundesrepublik durch ihren
Bundesbeauftragten gegen diese Anerken-
nungen die nächste Instanz angerufen. Die Sa-
che hat Sysıem.
Das Auswärtige Amtbleibt. woesum Asvlgeht,
unbeirtt bei seinen afterdiplomatischen Stel-
lungnahmen. Die Rechtsprechung dagegenhat
Fortschritte gemacht. Z.B. der 10. Senat des
Hessischen Verwaltungsgerichtshofes. Dieser
Asylsenat konnte im Urteil vom 20.11.1981
nicht umhin, für glaubhaft zu halten, daß der
Kurde gefoltert wordenist. Das hat gleichwohl



 

ır Ablehnung seines Asylanspruchs geführt.
‚as schier Unglaubliche muß zitiert werden:
Zolterungen wie die, die der Kläger seiner
‚arstellung zufolge erlitten hat, stellen sich als
nebliche Verletzungen der körperlichen In-
‚grität dar und gelten gemeinhin als eindrucks-
‚les Beispiel menschenrechtswidriger Be-
ındlung ... Sie sind aber entgegen der Auf-
ssung des Verwaltungsgerichts nicht in jedem
all als "politische” Verfolgung anzusehen. Es
senmt vielmehr auch bei diesen von staatli-
ıen Stellen ausgehenden Rechtsgutverlet-.
sagenentscheidend auf die Motivation auf
-r Seite der Vertolger an. Bezweckt also die
‚rafdrohung,. deretwegen. Ermittlungsmaß-
ihmen gegen einen Verdächtigen aufgenom-
en werden, nicht eine Verfolgung aus poli-
schen Gründen, so können auch Beeinträch-
zung und Verfolgung derartiger. nichtpoliti-
her Delikte geschehen, im allgemeinen nicht
s politische Verfolgung gewertet werden ...
s ist aber weder vom Kläger glaubhaft ge-
acht noch sonstersichtlich, daß die Mißhand-
nngen, die er erlitten hat, aus einem anderen
rund erfolgt sind, als aus dem, die Ermitt-
ngen wegen der möglicherweise strafbaren
erbreitung der "Roja-Välat’ durch entspre-
ende ‚Angaben des Klägers zu fördern und
:n Kläger für die Zukunft von einem weite-
n Einsatz für die Zeitschrift und den DHKD
zuhalten.” Also: Folter zu inquisitorischen
ler präventiven Zwecken ist im Kriminalver-
hren asylrechtlich irrelevant. Wenn man nun
eiß, daß der Inhalt des Asylrechts nach Art.

5 GG bedeutet, daß es "dem Flüchtling bei
:rständiger Würdigung des Falles nicht zuzu-
uten ist, daß.er in seinem Heimatland bleibt”
3undesverwaltungsgericht in einem Grund-

tzurteilvom 29.6.1962), dannweiß manauch,
ıB es die Herren Großinquisitoren des 10.
nats des Hessischen VGH für zumurbar'hal-

n, sick der Folter zu unterziehen. Wohlge-
erkt, auch dieser Flüchtlinggehört jetzt, weil
‚gelehnt, zur Mißbrauchsmasse der 90%, mit
:nen vor der Presse und dem Parlament die
regger, Strauß undStoltenberg, die Börners
ıd die Baum und Funcke losziehen, um das
:»hre Grundrecht auf Asyl zu schützen.
.dermann weiß, so wie es Flüchtlinge schaf-
n, durch den Eisernen Vorhangzu entschlüp-
n, so werden es Flüchtlinge schaffen, in die
undesrepublik zu fliehen. Also gibt es Ab-
hreckung.Natürlich "nur gegen die politisch
cht Vertolgten’”. Zwei Worte zu Lager und

:meinnütziger Arbeit.

ager

ingangs habe ich vor Pauschalierung gewarnt,
un warne ich vor Übertreibung. Das gibt dem
fessischen Innenminister Gries, der meinte,
große Lager für hunderte und tausende Asyl-
ewerber würden unselige Erinnerungen wach-
ıfen. Großlager würden zwangsläufig Züge
9n Konzentrationslagern aufweisen.” Übri-
ns war das kurz bevor die Landesregierung
nd mit ihr Gries, anordnete, ein Großlager
ir Asylbewerber zu errichten. Lagersind nicht
ıfgrund ihrer Größe Konzentrationslager.
as wäre ein Mißverständnis der deutschen
ergangenheit. Das Land, das bereitist, poli-
sche Flüchtlinge nicht nur vereinzelt aufzu-
ehmen, muß Lagererrichten. Ob diese Flücht-
'hrecklich und abschreckend sind, 'hängt aber
cht nur von der Versorgung der Flüchtlinge
3. Die Lager der Bundesrepublik sind durch

das Verbot der Selbstversorgung bewußt ’ab-
schreckend gemacht, sogar um den Preis höhe-
rer Unterhaltungskosten. Wochen-, monate-

lange Untätigkeit, verbunden mit der Ungewiß-
heit des Schicksals, verbunden mit dem Ver-
bot, das Lager ohne Erlaubnis zu verlassen,

getrennt von Frau und Kindern, aber unter
einen‘ Däch mit Flüchtlingen aus anderen Kon-
tinente ı und dem politischen Gegner aus dem
Heimat..'nd — das schafft Krankheit oder Ag-

„gression. Dder beides.

 

LITERATURTIP:
Leuten, a. nen auch das

Lesen zusammenhän-

gender Texte nicht
schwerfällt,empfehlen

wir:

Die KÖLNER JURISTEN-
ZEITUNG

(Kölns älteste linke Ju-
ristenzeitung‘

Die KRITISCHE JUSTIZ

(Vierteljahresschrift,

im Buchhandelerhältlich)

Die ROTE ROBE
(Vierteljahresschrift)   

Zwangsarbeit

Es ist eine Formel: Arbeitserlaubnisverbot
plus Zwang zu gemeinnütziger Arbeit gegen
DM 1,50 macht Zwangsarbeit. Man kann ver-
schiedener Auffassungsein.Ichzitiere die Ge-
genseite, diesmal den 9. Senat des Hessischen
VGH im Beschluß vom 2.4.1982: ”... die -
Schaffung von Gelegenheit, gemeinnützige
Arbeit zu leisten, auch dazu dient, dem Asyl-
bewerber die Führung eines Lebens zu ermög-
lichen, das der Würde des Menschenentspricht.
Denn bei einer arbeitsfähigen Person gehört
die Betätigung in einer zumutbaren Arbeit zu
einem menschenwürdigen Leben und bildetfür
sie einen besonders wichtigen Zugangzur Teil-
nahme am Leben der Gemeinschaft. Weiter-
hin ist zu berücksichtigen, daß bei Asylbewer-
bern, denen das Leben in der Bundesrepublik
Deutschland zuvor unbekanntwar, die Gefahr
besteht, daß sich infolge ihrer isolierten, un-
"tätigen und zugleich voll alimentierten Situa-
tion Fehlvorstellungen über das Verhältnis des
einzelnen zur Gemeinschaft und seine Rechte
und Pflichten ihr gegenüber entwickeln, die
dem Menschenbild des Grundgesetzes wider-
sprechen und: gerade dem berechtigt um Asyl
Nachsuchenden'die spätere Eingliederung in
das Leben der Gemeinschaft ihres Zuflucht-
landes durch das Einschleifen übertriebener
Erwartungen an einseitige soziale Leistungen
erheblich erschweren können.” Wenn schon

_ Folter, jedenfalls. unter bestimmten Umstän-
. den, zumutbar ist, dann macht gemeinnützige
Arbeit auch frei. Von übertriebenen Erwar-
tungen.

Auch an das Grundgesetz soll man keine über-
triebenen Erwartungenstellen: Schließlich ist
das Recht nur der Form nach gleich. Nichts

desto weniger sei an die Beratungen des Par-
lamentarischen Rates zum Asyirecht erinnert.
Dr. von Mangoldt, CDU. Berichterstatter des
Hauptausschusses zum Abschnitt Grundrechte,
führte in seinem Bericht vom 6. Mai 1949
aus: "Zu Satz 2 des gleichen Absatzes (des
Art. 16: d.V.) sind wiederholt mit Rücksicht
auf'die Notlage,in der sich Deutschland gegen-
wärtig befindet, Anträge gestellt worden, das
Asylrecht nur Personen oder gar nur Deutschen
zu gewähren, die wegen ihres Eintretens für
eine freiheitliche Staatsordnung ein anderes
Land verlassen mußten. Sie sind aber alle der
Ablehnungverfallen, weil derartige Beschrän-
kungen eine Prüfung der Flüchtlinge an der
Grenze zur Folge haben müßten und dadurch
das Asylrecht vollkommen entwertet würde.’
Die Grenzprüfung, wenn nicht wunder ge-
schehen, kommtjetzt. Die Hetze hat Frucht ge-
tragen. Am 15. Mai hat der Bundestag in 2. und
3.Lesung das Asylverfahrensgesetzverabschie-
.det. Nach dem $ 9 Abs. 1 haben die’Grenz-
schutzbehörden die Pflicht, Asylantragsteller

zurückzuweisen,, die bereits anderweitig Schutz
vor Verfolgung gefunden haben. Wegen des .
feinen Rechtsempfindens der Grenzschützer —
jetzt Grundrechtsschützer — bedarf es in diesen
Fällen, die sich bekanntlich im Niemandsland
des Transitbereiches und des Schlagbaumsab-
spielen, keiner justiziellen Rechtsschutzmög-
lichkeit. Im Vorgriff auf diese Regelung wurde
kürzlich ein afghanischer Flüchtling, der mit
einem von Indien ausgestellten Reiseausweis

einreisen wollte. zurückgewiesen. Man muß
dazu wissen, daß esLändergibt, die Flüchtlin-
gen aus Drittstaaten Pässe lediglich zum Zweck
der Ausreise ausstellen, ihnen aber nicht die

Rückreise ermöglichen.
Nach dieser Regelung sind zum Beispielalle
Ostblockflüchdinge zurückzuweisen, die über
Österreich einreisen wollen, weil Österreich
bekanntlich keinen Ostblockflüchtling in den

: Verfolgerstaat abschiebt.

Der Gesetzentwurf befindet sich im Vermitt-
lungsausschuß, weil die Bundesratszustim-
mung nur zu erreichen ist, wenn. neben den‘
Grenzbehörden auch die Ausländerbehörden
Vorsortierungskompetenzen erhalten.

VICTOR PFAFF

 

 

KEIN KOMMENTAR:

KARLSRUHE, 14. Juni, Es ver-_
stößt nicht gegen die Grundsätze eines
fairen Strafverfahrens, wenn einem
fremdsprachigen Angeklagten das
schriftliche Urteil nicht übersetzt wird
und. er möglicherweise keine eigene‘
Revisionsbegründung abgeben kann.
Mit dieser Entscheidungdes Bundesver-
fassungsgerichts wurde die Verfas-
sungsbeschwerdeeines in der Bundesre-
publik lebenden Türken abgewiesen,
(AZ.:2 BvR 731/80).
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Asylantrag wird zur Gefahr
Bundesnachrichtendienst und Verfassungsschutzprüfen Asylanträge

Das Asylrecht ist in der BRD nur noch
Makulatur. Diesen Schluß zieht der
Frankfurter Schriftsteller und Türkei-Spe-
zalist Jürgen Roth, nachdem zum ersten-
malgerichtlich öffentlich wurde, daß der
Bundesnachrichtendienst und der Verfas-
sungsschutz Zweigstellen in der zentralen
Bundesstelle für die Anerkennungauslän-
discher Flüchtlinge in Zirndorf unterhal-
ten
Das Asyirechtist Makulatur, Denn wie .
soll ein politisch Verfolgter hierzulande
Asyl beantragen, wenn er weiß, daß seine
Gründe in Akten festgehalten werden,in
die die genannten Geheimdienste jederzeit
Einblick haben, und wenn er zudem weiß,
daß diese mit den Geheimdiensten seines
Landes zusammenarbeiten, wie nuneben-
falls gerichtlich Öffentlich wurde. „Da es
keinen übergeordneten NATO-Geheim-
dienst gibt, arbeiten die NATO-Dienste
zusammen“, bestätigte inhoher Vertreter
des BND,der unterdem Namen Dr. Horst
Reinecker arbeitet. Vor allem in Sachen
Terrorismus.
Im NATO-Land Türkei wird inzwischen
die gesamte Führung einer Gewerkschaft,
die jahrelang legal gearbeitet hat, werden

Publizisten, die ganz und gar kgal veröf-
fentlicht haben, im Nachhinein des Terro-
rismus angeklagt.
Anfang dieses Monats sind 40 Türken,
denen die BRD daspolitische Asyl verwei-
gert hat, nach ihrer Ausweisunggleich am
Flughafen in Istanbul verhaftet worden.
Der türkische Geheimdienst -das darfnun
mitaller Sicherheit unterstellt werden -war
über die Argumente, die die 40 Ausgewie-
senen zur Begründung ihres Asylantrags
den deutschen Behörden vorgetragen ha-
ben, informiert. Die Argumente können
nun direkt als Anklage verwendet werden.
Asyisuchende werden in türkischen Ge-
‚fängnissen verschwinden und gefoltert
werden. Aber auch Folterist für die deut-
sche Justiz, wie die Verwaltungsgerichts-
höfe in Kassel und Mannheim bestätigt
haben, kein Grund für politisches Asyl.

 

Imfolgenden dokumentieren wir die
Aussagen des siellvertretenden Leiters
(des Bundesamtesfür die Anerkennung
uusländischer Flüchtlinge in Zirndorf.
Herrn Regierungscdirektor Weickhardi,
leicht gekürzt,

1...) Aut Befragen erklärt Regierungsdirck-
tor Weickhardt: Zum konkreten Fall des
Klagers kannich folgendes sagen: nach der
Anhörung im Rahmen der Vorpüfungam
23. April 1982 wurde die Asylverfahren-
sakte dem Bundesamt für Verfassungs-
schutz zur Akteneinsicht vorgelegt. Dies
geschah — wie in allen Fällen — dadurch,
daß die Akten einem Vertreter des Amts,
‚ler im Bundesamtin Zirndorf'sitzt, über-
geben wurden. Nach Akteneinsicht wur-
den die Akten dem Bundesamt für die

Anerkennung ausländischer Flüchtlinge
surückyepeben; was das Bundesamt -für
Verfassungsschutz mit den Akten im ein-
zelnen tut. entzieht sich meiner Kenntnis.
Das Verfahren der Akteneinsichtist gene-
rell eingeführt worden, um mit Rücksicht
aufdie Sicherheitsinteressen der Bundesre-
publik Deutschland dem Bundesanıt für
Verfassungsschutz im Rahmenseiner ge-
setzlichen Aufgaben Amtshilfe zu leisten.
Kiner anderen Stelle ist Kenntnis vom Ak-
teninhalt der Ayslverfahrensakte nicht ge-
geben worden.

Ich möchte präzisieren:!
Ich habe mit der Bemerkung „in allen
Fällen” gemeint, in ällen Fällen türkischer
Asylbewerber. Im übrigen hängt die Zulei-
tung der Asylverfahrensakten an das Bun-
desamt für Verfassungsschutz von dem
Interesse des Bundesamıs für Verfassungs-
schutz ab und geschieht grundsätzlich bei
allen Fällen aus dem Östblock, bei denen
die Anhörung in Zirndorfstattfindet. so-
wie aus einigen anderen Ländern wie etwa
Alghanistan. Jugoslawien möglichweise
Chile und anderen Ländern, die ich jetzt
nicht aufzählen kann.

Auf Frage:
Meines Wissens isı dieser Zusammenar-
beit mit den Sicherheitsdiensten einmalin
einem Verfahren vor dem Verwaltungsge-
richt Hamburg, das einen Kläger aus Un-
garn betraf, nachgegangen worden; dieses
Gericht hat in der im Informationsbrief
Ausländerrecht im letzten Jahr veröffent-
lichten Ertscheidung diesem Verfahren
des Bundesamts keine asylrechtliche Rele-
vanz beigemessen, d.h. es hat wegen dieses
Verfahrens eine Anerkennungnicht ausge-
sprochen; in. diesem konkreten Fall ginges
um eine Befragung des Klägers durch den
Sicherheitsdienst.
Auf Frage:
Eine solche Befragung halte ich für eine
Forın der Akteıeinsicht. Ich weiß, daß
solche Befragung: a stattfinden, habe je-
doch keine Kenntn.s davon, ob im Einzel-
fall eine solche Betragung durchgeführt
wurde.
Auf Frage:
Generell stehen di” Asy’'verfahrensakten
der Vorprüfungsgru ve B längstens zwei
Tage zur Verfügung.
(...)

Auf Frage des Vorsitzenden’
Nach Mitteilung der Rechtskraft kommt
unsere Akte ins Archiv. Es kommt vor,
daß auch dann noch Akteneinsicht dem
Bundesamtfür Verfassungssch.ıtzaufAn-
ordnung gewährt wird.
AufBitte des Vorsitzenden und uı:*er Hin-
weis aufden Inhalt der ihmerteilten Aussa-
gegenehmigung erklärte-der Terminsver-
treter der Beklagten zu der in der Asylver-
fahrensakte des Klägers Bl. 34 enthaltenen
Verfügung zur „Vorprüfungsgruppe A”,
die abgezeichnetist; folgendes:
Im April 1980 erhielt die Arbeitseinheit der
Hauptstelle für Befraguneswesen im Bun-
desamt Einsicht in die Asylverfahrensakte
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des Klägers. Diese Arbeitseinheit wirdals
Vorprüfungsgruppe A bezeichnet. Diese
Akteneinsicht muß auf Antrag gewährt
worden sein, da mir bekanntist, dal die
Vorprüfungsakte A nicht an den Asylver-
fahrensakten türkischer Asylbewerber in-
teressiert ist.
(...)

AufFrage: - IL
Die Vorprüfungsgruppe A — nämlich die
Arbeitseinheit der Hauptstelle für Befta-
gungswesen — gehört zum Bundesnach-
richtendienst.
Auf Frage:
Die Hauptstelle für Befragungswesen hat
den Auftrag, Informationen für die Bun-
desregierung zu sammeln. In‘ Zirndorf
prüft deren Arbeitseinheit, ob es sinnvoll
ist, den betreffenden Asylbewerber dezen-
tral zu einem Informationsgespräch einzu-
laden. Eine solche. Einladung zu einem
Gespräch auffreiwilliger Basis führt dann
gegebenenfalls zu einem Gespräch über
die Verhältnisse in.dem Herkunftsland des
betreffenden Asylbewerbers.

(...)

 

Stellungnahme von
„amnesty
international“
Wenn der Geheimdienst des NATO-
Landes Türkei als „befreundeter
Dienst” weitgehenden Zugang zu den
Erkenntnissen des BND hat, wie es die
Beweisaufnahme vor dem Verwal-
tungsgericht Berlin ergeberrhatdann.
kann dies nach Ansicht von amnesty
international nur als Skandal bezeich-
net werden.
Derjenige, der in der Bundesrepublik
Schutz vor Verfolgung nach Art. 16
Abs. 2 Satz 2 GG finden will, muß
sicher sein, daß seine Aussagen und die
Einzelheiten seines Falls nicht den Be-
hörden des Verfolgerlandes zugänglich
gemacht werden. Eine Weitergabe der
Informationen hätte zur Folge,daß po-
litische Flüchtlingefür das Asylverfah-
ren wichtige Angaben wegen der zu
erwartenden negativen Folgen für
Freunde und Verwandte, die im Hei-
matland geblieben sind, unterlassen
müßten und dadurchselbst ihre Chan-
ce auf Anerkennung schmälern wür-
den.
Bei der Weitergabe von Informationen
aus dem Asylverfahren an die -Behör-
den des Verfolgerlandes wird der Asyl-
rechtsschutz des Grundgesetzes fak-
tisch beseitigt.

Wolfgang Grenz
Referentfür politische Flüchtlinge

 



 

Rechtsmittel
Nach Ansicht

des Bundesverfassungsgerichts (BVG)
verstößt es nicht: gegen das Grundge-
setz, daß ein Asylbewerber nur einge-

schränkte Rechtsmittel hat, gegen eine
gerichtlich ergangene Ablehnung Beru-
fung einzulegen. Der Dreierausschuß
des Zweiten Senats nahm eine entspre-
chende Verfassungsbeschwerde nicht
an, „weil sie keine hinreichende Aus-
sicht auf Erfolg hat“; Das Gericht war
von einem abgelehnten Asylbewerber,
aus Bangladesch angerufen worden, der
in der Verkürzung des. Instanzenwegs
bei Asylbewerbern eine. Grundrechts-
verletzung sah (AZ.: 2 BvR 546/583).
Nach dem im August 1982 geänderten

Asylverfahrensgesetz kann ein. klagen-
der Asylbewerber nur noch einge-
schränkt Berufung gegen die in erster
Instanz ergangene Entscheidung .einle-
gen. Im Unterschied zu anderen Ver-
waltungsgerichtsverfahren ist in einem
Asylfall die Berufung gegen einen Be-
schluß der Kammer schlechthin ausge-
schlossen, wenn diese die Klage für
offensichtlich unbegründet hält. Wird
die Klage von einem Einzelrichter abge-
wiesen, kann die Berufungsinstanz nur
angerufen werden, wenn die weitere
Klage für zulässig erklärt wird.
‚Der Dreierausschuß hielt die. beson-

dere Regelung im. verwaltungsgericht-
lichen Asylverfahren für begründet, da

‚dieerhebliche Zunahme von Asylbe-
werbern zu einer gewichtigen Mehrbe-
lastung der Verwaltungsgerichte ge-
führt habe. „Der Gesetzgeber war des-
halb berechtigt... Vorkehrungen gegen
eine Überlastung der Gerichte zu tref-
en“. _ |

 

Ausweisung ohne Urteil
BONN,8. Juni. Eine Verschärfung der

Ausweisungsmöglichkeiten für Auslän-
‚der hat Bundesinnenminister Friedrich
Zimmermann (CSU) am. Mittwoch in
einer Rede vor demInnenausschuß des
Deutschen Bundestags über die. Innen-
politik in dieser Legislaturperiode ange-.
kündigt. Die. Ausländerpolitik gehört,
wie aus Zimmermanns. Redemanuskript
hervorgeht, zusammen mit dem Um-
weltschutz, dem öffentlichen Dienst und
der inneren Sicherheit zu den „wichtig-
sten innenpolitischen Aufgaben in den
nächstenvier Jahren“. Den vom Innen-
minister angekündigten Gesetzentwurf

, für ein neues Ausländergesetz wird das

Bundeskabinett voraussichtlich Anfang
1984 verabschieden. \
Zu den „Kernpunkten“ des: neuen

Ausländergesetzes. gehört, so -Zimmer-
“ mann, „die Möglichkeit der Ausweisung
und Abschiebung wegen strafbarer
Handlungen auch vor einer strafge-
richtlichen Verurteilung“. Bei gewalttä-
tiger, extremistischer Betätigung will
der Minister die. sofort  vollziehbare
Ausweisung zur Regel erheben. Das-

selbe müsse für „Fälle erheblicher Kri-
minalität“ gelten. Als zusätzlichen Aus-
weisungsgrund will Zimmermann ‚die.
Abhängigkeit von- Heroin und anderen
harten Drogen“. ins Gesetz schreiben.
Außerdem plant der Innenminister

die Schaffung eines zeitlich begrenzten
Aufenthaltsrechts, das — beispielsweise
bei einem Aufenthalt zur Ausbildung in

der Bundesrepublik — von vornherein
einen späteren Daueraufenthalt  aus-
schließt. Zimmermann setzt sich über-
dies für die Einführung eines besonde-
ren („akzessorischen“) Aufenthalts-
rechts für nachgezogene .Familienange-
hörige ein, „das von dem: Aufenthalts-
recht des bereitshier lebenden Auslän-
ders abhängig ist“. Dies führt zu Härten,
wenn ein Ehepartner ausgewiesen wird
und der andere Partner ebenfalls die
Bundesrepublik verlassen muß. Die
Gründe für die Ablehnung einer Auf-
‚enthaltserlaubnis will der Bundesinnen-
minister im Gesetz einzeln aufzählen.

Auch für Ausländer unter 16 Jahren
soll: eine. Aufenthaltserlaubnispflicht
eingeführt werden. Eine „Verfestigung“
ihres Aufenthaltsrechts will Zimmer-
mann den Ausländern zugestehen, die
seit vielen’ Jahren in unserer Gesell-
schaft leben und arbeiten. Eine Min-
destaufenthaltsdauer- dafür gibt der
Bundesinnenminister nicht an.

Nach wie vor tritt. Zimmermann daf”
ein, die Altersgrenze für den Nachzı
ausländischer Kinder zu ihren Eltern in
die Bundesrepublik auf sechs Jahre her-
abzusetzen. Die Koalitionsvereinbarun-
gen zwischen CDU/CSU und FDP nen-
nen allerdings keine Altersgrenze. Ob
das. Asylrecht novelliert. wird, will der
Minister erst dann entscheiden, :wenn
ein Erfahrungsbericht über die Auswir-.
kungen des Asylverfahrensgesetzes vor-
iegt. \ -
 

Ineigener

Sache

Liebe Leser,

Vor Euch liegt die erste
Ausgabe des FORUM RECHT.

Mit FORUM RECHT wollen
wir künftig in regelmäßigen

Abständen über aktuelle

Tendenzen in der Justiz,

Gesetzgebung und „angren-

zenden'" Gebieten informie-
ren.

Wir werden dabei nicht zu

einer bloßen Fachzeitung.
Unsere Berichte über Rech-

te und. Unrechtes wenden

sich nicht nur an Juristen
und solche, die es werden

wollen.

Vielmehr hoffen wir, auch.

Menschen außerhalb des Ju

stizbereichs auf Entwick-

lungen hinweisen zukönnen,

deren Auswirkungen müh-
samer zu bekämpfen sein.
dürften, als sie im Ansatz
zu bekämpfen sind. -

Aus zeitlichen Gründen

mußten wir uns in dieser

Ausgabe daraufbeschränken,
bereits erschienene Arti -

kelzusammenzustellen, Dies

wird sich künftig ändern,
da wir versuchen werden,

ein Informationsnetz aufzu-

bauen und den Kreisder ak-

tiven Mitarbeiter zu vergrö-
ßern.-Und damit seid IHR
direkt angesprochen. Wenn.
Ihr Zeit undInteresse habt,

so kommt zu. unseren un

ö
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